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Rechtsgutachten 


betreffend 


Steuerpflicht der ſchweizer. Centralbahngeſellſchaſt 


im 


Kanton Baſel⸗Landſchaft. 


Der hohe Ntegierungsrath des eidgenöſſiſchen Kantons 
Baſel-Landſchaft hat unterm 30. Auguſt d. J. die Einladung 
an mich gerichtet, ihm über nachfolgende drei Fragen in einem 
unparteiiſchen Rechtsgutachten meine wiſſenſchaftlich begründete 
Ueberzeugung mitzutheilen: 


I. Iſt die ſchweizeriſche Centralbahngeſellſchaft verpflichtet, 
von ihrem Erwerb aus dem Bahnbetriebe auf dem ba— 
ſellandſchaftlichen Gebiete dem baſellandſchaftlichen Fis— 
kus Steuern nach Maßgabe des allgemeinen Staats— 
ſteuergeſetzes zu entrichten, oder iſt ſie durch die Kon— 
zeſſion vom 6. Dezember 1852 von dieſer Erwerbsſteuer— 
pflicht als befreit anzuſehen? 


II. Welche Behörden ſind kompetent, einen durch die obige 
Frage bezeichneten Steuerkonflikt zwiſchen der Regierung 
von Baſelland einer-, und der ſchweizeriſchen Central— 
bahngeſellſchaft anderſeits maßgebend zu entſcheiden: — 
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Die nach der baſellandſchaftlichen Geſetzgebung für 
Steuerſtreitigkeiten beſtimmten Adminiſtrativbehörden, 
oder die baſellandſchaftlichen Gerichte gemäß Artikel 4 
der Konzeſſion, oder ein Schiedsgericht gemäß Artikel 
43 der Konzeſſion, oder eine Bundesbehörde, und 
welche? 

und eventuell: 

III. Nach welchem Verfahren hat ſich die Vollziehung eines 
die ſchweizeriſche Centralbahn verurtheilenden Entſchei— 
des zu richten, ob nach den für Steuerforderungen auf— 
geſtellten baſellandſchaftlichen Exekutionsvorſchriften, oder 
nach dem ordentlichen Betreibungsverfahren? 


Als Material für die Beurtheilung dieſer Fragen wur— 
den mir keinerlei Partheiſchriften, ſondern lediglich folgende 
Geſetze und Akten mitgetheilt: 

1) Ein Exemplar der Sammlung der auf das ſchweizeri— 
ſche Eiſenbahnweſen bezüglichen amtlichen Aktenſtücke; 

2) Das Bundesgeſetz über den Bau und Betrieb von 
Eiſenbahnen im Gebiete der Eidgenoſſenſchaft, d. d. 28. Juli 
1852; 

3) der Konzeſſionsakt zum Bau und Betrieb einer Ei— 
ſenbahn durch den Kanton Baſelland zu Gunſten der ſchwei— 
zeriſchen Centralbahngeſellſchaft d. d. 6. Dezember 1852; 

4) Die geſetzlichen Vorſchriften über die Vermögens-, 
Erwerbs- und Einkommensſteuer, d. d. 11. Auguſt 1856 und 
16. November 1858; 

5) Die Verordnung über den Vollzug des Vermögens— 
ſteuergeſetzes d. d. 16. Dezember 1859; 

6) Das Geſetz, betreffend das bei Erhebung 'rückſtändi— 
ger öffentlicher Gelder und Rechnungen anzuwendende Zwangs— 
verfahren, d. d. 19. April 1847. 


l. Iſt die ſchweizeriſche Centralbahn-Geſellſchaft 
verpflichtet, von ihrem Erwerb aus dem Bahn- 
betriebe auf dem baſellandſchaftlichen Gebiete 
nach Maßgabe des allgemeinen Staatsftenerge- 
ſetzes Steuer zu bezahlen? 


1. Allgemeine Steuerpflicht. — Steuergeſetz und deſſen 
Ausnahmen. 


Wie überall in dem ziviliſirten Europa, ſo iſt auch in 
der Schweiz die frühere mittelalterliche Anſicht, daß die 
Steuer eine freiwillige Gabe der Steuernden ſei, ſchon lange 
durch den modernen Grundſatz verdrängt worden, daß der 
Staat berechtigt ſei, im Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt 
das Privatvermögen zu beſteuern. Wie der Militärhoheit 
des Staates die allgemeine Wehrpflicht der Bürger, ſo ent— 
ſpricht nun der Steuerhoheit des Staates in noch breiterer 
Anwendung die allgemeine Steuerpflicht der Einwohner. Im 
Mittelalter konnte die Steuerfreiheit noch als die Regel 
gelten oder für große Klaſſen der Bevölkerung als ein ſtän— 
diſches Recht vorbehalten werden. In unſerer Zeit aber, in 
welcher die Völker größere Anſprüche an die Wirkſamkeit des 
Staates für das gemeine Wohl machen, ſo daß mit den 
Staatsaufgaben auch die Staatsausgaben bedeutend gewach— 
ſen ſind, und in welcher alle öffentlichen Rechte und Pflichten 
in möglichſt gleichmäßiger Weiſe über alle Klaſſen der Be— 
völkerung ausgebreitet wurden, iſt die Steuerpflicht Al— 
ler zur gemeinrechtlichen Regel und die Steuerbefreiung 
Einzelner zu einer äußerſt ſeltenen Ausnahme geworden 
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Auch die Staatsverfaſſung von Baſellandſchaft vom 
Jahre 1850 ſpricht dieſen modernen Grundſatz in Artikel 
23 aus: 

„Auflagen zur Beſtreitung der Staatsausgaben ſollen 
möglichſt gleichmäßig auf alles Vermögen, Einkommen und 
allen Erwerb der Einwohnerſchaft des Landes verlegt wer— 
den; auch Liegenſchaften im Lande nicht angeſeſſener Eigen— 
thümer fallen unter dieſe Beſtimmung.“ 

Schon in der Verfaſſung iſt ein Gegenſatz angedeutet 
zwiſchen der Beſteuerung des Vermögens einerſeits, und 
der Beſteuerung des Einkommens und Erwerbes, die 
offenbar zuſammengehören, anderſeits. Dort wird die Steuer 
der ſichtbaren Kapitalkraft auferlegt, hier wird ſie von dem 
Arbeitslohne und dem Induſtriegewinn jeder Art erhoben. 
Dieſer Gegenſatz iſt in dem Geſetze vom 11. Auguſt 1856 
näher ausgebildet. 

Die Vermögensſteuer, welcher „alles im Kantonsgebiete 
befindliche Vermögen“ ($. 1) unterworfen iſt, umfaßt: 

a) die Liegenſchaften, ſowohl das Steuerkapital von 
„Gebäuden“, als von „landwirthſchaftlichen Grund- 
ſtücken“ (die Grundſteuer), und ö 

b) „den Beſitz an Baarſchaft, Kapitalien und 
Schuld forderungen,“ zu denen auch die Aktien 
ausdrücklich gerechnet werden (§. 6). Durch ein ſpä— 
teres Geſetz vom 16. November 1858 wurde „die vor— 
handene Baarſchaft“ dieſer Steuerpflicht entlaſtet. 

Wir können dieſe andere Seite der Vermögensſteuer 
ſchicklich Kapitalienſteuer nennen. Die Erwerb- oder 
Einkommenſteuer betrifft „alles Einkommen und allen Er— 
werb der Landeseinwohnerſchaft“ ($. 1) und wird von Jeder— 
mann erhoben, der in Baſellandſchaft bleibenden Wohnſitz hat 
oder daſelbſt mit „Niederlaſſungsbewilligung haushäblich iſt“ 
(F. 7). . 

„Als ſteuerbares Einkommen oder Erwerb wird betrach— 
tet: der Geſammtbetrag jeder Gattung von Gewinn oder 
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Verdienſt, mag ſolcher aus Handelsgeſchäften, Unternehmun— 
gen, Spekulationen, Beruf, Erwerb oder Handwerk irgend 
einer Art, oder durch Beſoldungen, Penſionen, Taggelder oder 
Sporteln — gleichviel, ob von Behörden, von Anſtalten, von 
Geſellſchaften oder von einzelnen Partikularen ausbezahlt — 
entſtanden ſein. Auch kommt es nicht darauf an, ob fraglicher 
Gewinn oder Verdienſt im Kanton ſelbſt oder von Außen her, 
z. B. ausländiſchen Kapitalanlagen, bezogen werden“ ($. 7). 
An dieſen Beſtimmungen hat das ſpätere Geſetz vom 16. No— 
vember 1858 Nichts geändert. 
Von der Beſteuerung ſind allein ausgenommen: 

a) Das Vermögen des Staats, ſowie auch dasjenige der 
Gemeinden und freiwilligen Vereine, ſoweit ſolches zu 
Zwecken des Kirchen-, Schul- und Armenweſens ver— 
wendet wird. 

b) Die im Kanton angelegten Kapitalien von Solchen, die 
nicht im Lande wohnen. 

e) Das Vermögen von Wittwen und Waiſen unter Fr. 500 
und der jährliche Verdienſt von Arbeitern, Dienſtboten 
und Taglöhnern unter Fr. 200. 

d) Die Zinſe von bereits beſteuerten Kapitalien. 

e) Von der Erwerbſteuer ſind ſpeziell auch die Wirthe 
ausgenommen, ſoweit ſie als ſolche bereits durch die 
jeweilen beſtehende Patentſteuer belegt erſcheinen. (§. 2 
des Steuergeſetzes von 1856.) 


Für die Eiſenbahnunternehmungen der Aktien— 
geſellſchaften wird durch das Geſetz keine Ausnahme begrün— 
det; denn dieſe ſind offenbar keine Vereine zu Zwecken 
des „Kirchen-, Schul- und Armenweſens“, denen 
allein — im Gegenſatze nicht bloß zu Erwerbsgeſellſchaften 
aller Art, ſondern ſogar im Gegenſatze zu andern gemein— 
nützigen; Vereinen — Steuerfreiheit bewilligt wird. Läge 
demnach nichts vor als dieſes Geſetz, ſo koͤnnte meines Er— 
achtens darüber kein Zweifel ſein, daß die Aktiengeſellſchaft 
der Centralbahn, ſoweit ihre Unternehmung im Vermoͤgen 
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und Erwerb dem Kantonsgebiete von Baſelland angehört, der 
regelmäßigen Steuerpflicht alles anderen Vermögens und Er— 
werbes in Baſellandſchaft unterworfen wäre. 

Indeſſen enthält der ſogenannte „Konzeſſionsakt für die 
ſchweizeriſche Centralbahngeſellſchaft“ vom 6. Dezember 1852 
auch über die Steuerfrage nähere Beſtimmungen, und es iſt 
daher ſowohl der Sinn dieſer Beſtimmungen, als ihre recht— 
liche Geltung vorerſt zu prüfen, bevor über die Steuerpflicht 
oder Steuerbefreiung derſelben ein ſicheres Urtheil gefunden 
werden kann. 


2. Steuerbefreiung der Centralbahn. — Vergleichung mit 
anderen ſchweizeriſchen Konzeſſionen. 


Der Artikel 36 der erwähnten Konzeſſionsakte beſtimmt 
über die Steuerverhältniſſe Folgendes: 

Die Aktiengeſellſchaft als ſolche ſoll für die Bahn ſelbſt, 
die Bahnhöfe und alle Gebäude und Liegenſchaften, welche 
zum Bahnbetrieb nothwendig ſind und mit dem Bahnkörper 
in unmittelbarer Verbindung ſtehen, ſowie für das Betriebs— 
material, nicht in kantonale, noch in Gemeindebeſteuerung ge— 
zogen werden dürfen. 

In dieſer Steuerfreiheit ſind jedoch die geſetzlichen Bei— 
träge an die gegenſeitige Brandverſicherung nicht inbegriffen. 

Die Angeſtellten der Geſellſchaft unterliegen der nämli— 
chen Steuerpflichtigkeit, wie alle übrigen Bürger oder Ein— 
wohner. 

Dieſe Beſtimmung findet ſich entweder völlig gleichlau— 
tend oder nahezu gleichlautend in einer ganzen Reihe von an— 
deren ſchweizeriſchen Konzeſſionsakten, z. B. in der Konzeſ— 
ſion von Bern für die Centralbahngeſellſchaft vom 24. Win- 
termonat 1852, Art. 32. (Sammlung der auf das ſchweizeriſche 
Eiſenbahnweſen bezüglichen amtlichen Aktenſtücke, I. Seite 85). 
Sie unterſcheidet ſich von der obigen Faſſung in Baſelland 
nur dadurch, daß es im erſten Satze heißt: „Für die Bahn 
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ſelbſt, mit Bahnhöfen, Zubehörde und Betriebsmaterial“, und 
daß noch der Zuſatz eingeſchaltet iſt: „Gebäude und Liegen— 
ſchaften, welche die Geſellſchaft außerhalb des Bahnkörpers 
und ohne unmittelbare Verbindung mit derſelben beſitzen könnte, 
unterliegen der gewöhnlichen Beſteuerung.“ Ebenſo die Kan— 
zeſſion von Bern für die Eiſenbahn im Jura. Art. 32 (Samml. 
II. S. 246) 

Mit dieſer Berner Faſſung ſtimmen überein die Kon— 
zeſſionen von Solothurn für die Centralbahngeſellſchaft vom 
17. Chriſtmonat 1852, Art. 32 (Samml. I. S. 138), von 
Baſelſtadt für dieſelbe, vom 10. Wintermonat 1852, Art. 34 
(Sammlung J. Seite 189), von Neuenburg für die Neuen— 
burgiſche Jura-Eiſenbahngeſellſchaft vom 20. Weinmonat 1855, 
Art. 33 (Samml. III. S. 181), von Luzern für eine Luzern: 
Züricher-Bahn vom 6. Juni 1856, Art. 34 (Samml. III. 217). 
Völlig gleichlautend mit der Formulirung von Baſel-Land— 
ſchaft iſt die Konzeſſion von Aargau an eine Aktiengeſellſchaft, 
welche von Brugg nach Baſel bauen wollte; Art. 37 (Samm— 
lung J. S. 212.) 

Das Gemeinſame in allen dieſen Akten iſt, daß dieſelben 
den Aktienunternehmungen für Eiſenbahnen Steuerfreiheit zu— 
ſichern für die Bahn ſelbſt, die Bahnhöfe, deren Gebäude und 
Zubehörde, das Betriebsmaterial, d. h. für die geſammte 
auf die Eiſenbahn verwendete Kapitalanlage der Aktien— 
geſellſchaft, dagegen des Erwerbes durch den Bahnbe— 
trieb nicht ausdrücklich erwähnen. 

In dieſer Hinſicht unterſcheidet ſich eine zweite Gruppe 
von ſchweizeriſchen Konzeſſionsakten ſehr erheblich von dieſer 
erſten Gruppe, indem jene ausdrücklich das Kapitalvermö— 
gen der Aktiengeſellſchaft und den Erwerb derſelben er— 
wähnt und für beide das Privilegium der Steuerbe— 
freiung gewährt. 

Dahin gehören: 

Die Konzeſſion von Zürich für die Bahn nach Winter— 
thur und Frauenfeld vom 21. Chriſtmonat 1852, deren Arti— 
kel 15 (Sammlung J. S. 227) ſo lautet: 
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„Die Eiſenbahngeſellſchaſt als ſolche ift ſowohl für ihr 
Vermögen als für ihren Erwerb in Folge des Betriebes 
der Bahn von der Entrichtung aller Kantonal- und Ge— 
meindeſteuern befreit. Dieſe Beſtimmung findet jedoch auf 
Gebäulichkeiten und Liegenſchaften, welche ſich, ohne eine 
unmittelbare und nothwendige Beziehung zu der Eiſenbahn 
zu haben, in dem Eigenthume der Geſellſchaft befinden 
möchten, keine Anwendung.“ 


Ebenſo die Konzeſſion von Thurgau für dieſelbe Bahn— 
geſellſchaft vom 8. Dezember 1852, Artikel 15 (Sammlung l. 
S. 245), von Schaffhauſen für eine Bahn von Schaffhauſen 
nach Winterthur vom 6. Januar 1853 (Sammlung J. S. 279), 
von Zürich für die Bahn von Winterthur-Elgg vom 21. 
Chriſtmonat 1852, Artikel 12 (Sammlung J. S. 298). 


Dem Sinne nach, wenn auch mit weniger klaren Wor— 
ten, ſtimmen damit überein: 


Die Konzeſſion von St. Gallen für die Eiſenbahn von 
Rorſchach nach Ragatz und von Sargans nach Wallenſtadt 
vom 15. Januar 1853, deren Artikel 9 (Sammlung J. S. 331) 
lautet: 


„Die Betriebsgeſellſchaft als ſolche, die Eiſenbahn mit 
den Bahnhöfen und Stationsgebäulichkeiten nebſt ihrem 
Betriebsmaterial ſind von aller kantonalen und kommunalen 
Beſteuerung frei;“ denn die Befreiung der Betriebsgeſellſchaft, 

von welcher hier die Befreiung der Eiſenbahn unterſchieden 
wird, kann nicht wohl einen andern Sinn haben. Die Be— 
triebsgeſellſchaft als ſolche wird hier auch, abgeſehen von dem 
Kapitalbeſtande der Bahn, überhaupt für ſteuerfrei erklärt, 
alſo auch von jeder Erwerbsſteuer freigeſprochen. 

Ferner: Die Konzeſſion von Graubündten für die Fort— 
ſetzung der St. Gallerbahn vom 8. Januar 1853, Artikel 10 
(Sammlung J. S. 343), von St. Gallen für die Bahn von 
Wallenſtadt nach Weeſen und Rapperſchwyl vom 19. Januar 
1853, Artikel 8 (Sammlung I. S. 364) u. ſ. f. 
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Während das Privilegium der Steuerfreiheit in dieſer 
zweiten Gruppe einen weitern Umfang und Ausdruck erhalten 
hat, als in der erſten Gruppe, ſo gibt es auch eine dritte 
Gruppe von ſchweizeriſchen Eiſenbahnkonzeſſionen, welche keine 
oder nur eine möglichſt beſchränkte Ausnahme von der allge— 
meinen Regel der geſetzlichen Steuerpflicht geſtatten. Von der 
Art ſind beſonders die Konzeſſionen der weſtlichen Schweiz, 
insbeſondere 


von Waadt für die Bahn von Genf nach Morges 
und von Yverdon nach Bern vom 10. Juni 1853, 
in Artikel 33 (Sammlung II. S. 349): 


„Die Geſellſchaft hat von dem Grund und Boden, den 
die Eiſenbahn einnimmt, weder Staats- noch Gemeindeab— 
gaben zu entrichten. Sie ſteht hinſichtlich der Abgaben 
unter dem allgemeinen Geſetze und kann auf keine excep— 
tionelle Weiſe beſteuert werden.“ 


Ebenſo von Waadt für die Eiſenbahn von Jougne nach 
Maſſongex vom 5. Chriſtmonat 1854, Artikel 27 (Samm⸗ 
lung III. S. 52): 


„Die Geſellſchaft hat von dem Boden, den die Eiſen— 
bahn einnimmt, und für deſſen Ankauf weder Staats- noch 
Gemeindeabgaben zu entrichten.“ 


Am konſequenteſten iſt in dieſer Richtung Genf vorge— 
gangen in der Konzeſſion für die Eiſenbahn von Genf nach 
Verſoix vom 15. September 1855, deren Artikel 38 (Samm— 
lung III. S. 144) den Satz ausſpricht: 


„Hinſichtlich der Steuern unterliegt die Geſellſchaft 
dem gemeinen Geſetze und ſie darf nicht ausnahmsweiſe be— 
ſteuert werden.“ 


Die Vergleichung der verſchiedenen ſchweizeriſchen Ver— 
trags- und Konzeſſionsurkunden ergibt alſo keine Ueberein— 
ſtimmung, weder im Prinzipe noch in der Behandlung der 
Steuerfrage. Die große Mehrheit derſelben verſtattet zwar 


den Eiſenbahngeſellſchaften ausnahmsweiſe Steuerfreiheit; nur 
Genf (dritte Gruppe) verwirft jedes Privilegium der Art. 
Aber auch die übrigen gewähren jene Steuerfreiheit bald in 
engerem, bald in weiterem Sinne; die einen (dritte Gruppe) 
nur für den Boden, die andern für Boden, Gebäude und 
Betriebsmaterial (erſte Gruppe), noch andere (zweite Gruppe) 
für Vermögen und Erwerb. 

Die baſellandſchaftliche Konzeſſion gehört offenbar zu je— 
nen, welche von der Vermögensſteuer (Grundſteuer und Ka— 
pitalienſteuer), aber nicht von der Erwerbsſteuer befreien. 
Die Faſſung des Artikels 36 läßt meines Erachtens hierüber 
keinen Zweifel zurück. Einer Befreiung von der Erwerbs— 
ſteuer wird nicht bloß mit keiner Sylbe deutlich erwähnt, der 
Ausdruck des Artikels gewährt auch nicht der „Aktiengeſell— 
ſchaft als ſolcher“ überhaupt Steuerfreiheit, wie das in den 
St. Galliſchen Konzeſſionen geſchehen iſt, ſondern nur für 
gewiſſe genannte Vermögenstheile „für die Bahn ſelbſt“ u. ſ. f., 
nur für die in der Bahn ruhende Kapitalanlage (das Be— 
triebsmaterial, beziehungsweiſe Betriebskapital inbegriffen). 
Der Unterſchied von Vermögen und Erwerb, und demgemäß 
von Vermögens- und Erwerbsſteuer, war aber zur Zeit des 
Abſchluſſes der Uebereinkunft den baſellandſchaftlichen Behör— 
den nicht weniger bekannt, als den andern ſchweizeriſchen Kan— 
tonalbehörden, welche denſelben in ihren Konzeſſionen aus— 
drücklich erwähnten, denn die Verfaſſung von Baſelland hatte 
ihn ſchon im Jahre 1838, Artikel 21, ausgeſprochen und im 
Jahre 1850 wiederholt. Jener Unterſchied blieb auch dem 
Verwaltungsrathe der ſchweizeriſchen Centralbahn gewiß nicht 
verborgen. Hätten die Behörden von Baſelland die Steuer— 
freiheit auch vom Erwerb gewähren, die Aktiengeſellſchaft der 
Centralbahn dieſelbe erwerben wollen, ſo hätten beide den Er— 
werb in Artikel 36, ſei es ausdrücklich erwähnt, ſei es in ei— 
nem allgemeinen Wort umfaßt, und nicht ausſchließlich von 
der Steuerfreiheit des Kapitalvermögens geſprochen. 

Um eine Ausnahme von der geſetzlichen Regel durch 
Vertrag zu begründen, — und jede Befreiung von der Er— 
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werbsſteuer im Lande iſt eine Ausnahme — hätte die Aus— 
nahme vertragsmäßig erklärt werden müſſen. Um ein Pri— 
vilegium zu erwerben — und jede Ausnahme von der geſetz— 
lichen Steuerpflicht hat den Charakter eines Privilegiums — 
hätte das Privilegium ausdrücklich ertheilt werden müſſen. 
Das Stillſchweigen der Konzeſſion über die Erwerbsſteuer 
kann daher nur als Anerkennung der Geſetzesregel, 
nicht als Beſeitigung derſelben gedeutet werden. 


3. Verhältniß der Konzeſſion zum Steuergeſetze. 


Es kann auffallen, daß das Steuergeſetz vom 11. Auguſt 
1856, welches ſpäter als jene Konzeſſion an die Centralbahn— 
geſellſchaft erlaſſen worden iſt, nirgends dieſer Steuerbefreiung 
erwähnt, auch nicht in $. 2, worin beſtimmt wird, „was für 
Vermögen allein von der Beſteuerung ausgenommen“ ſei. 


Man darf aber aus dieſem Stillſchweigen doch nicht ſchlie— 
ßen, daß der Geſetzgeber das wenige Jahre zuvor ertheilte 
Privilegium wieder habe beſeitigen wollen. Hätte er einen ſo 
tiefen Eingriff in wohlerworbene Rechte machen und die ver— 
tragsmäßig im einzelnen Falle zugeſagte Steuerfreiheit der 
Centralbahngeſellſchaft durch ein allgemeines Geſetz aufheben 
wollen, ſo hätte er dieſen Willen unzweideutig erklären müſſen. 
Es mögen Manche daran zweifeln, ob der Geſetzgeber berech— 
tigt geweſen wäre, einſeitig ein Privilegium aufzuheben, 
das er vertragsmäßig ertheilt hatte. Ich zweifle nicht an 
der formellen Befugniß des Staates, jedes Steuerprivi— 
legium, aus welchen Gründen und in welcher Rechtsform im— 
mer es früher geſtattet worden ſei, durch ein ſpäteres Geſetz zu 
beſeitigen; denn das Steuerrecht des Staates gehört meines 
Erachtens zu den unveräußerlichen Hoheitsrechten 
des Staates und kann nur vorübergehend beſchränkt, nicht 
für immer aufgehoben werden. Aber wollte der Staat von 
dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo mußte er das ausdrücklich 
erklären, ſo durfte er nicht mit Stillſchweigen darüber weggehen. 


Das Stillſchweigen des Geſetzes über jenes Privilegium er: 
klärt ſich alſo viel natürlicher daraus, daß das Geſetz nur die 
dauernden Steuergrundſätze, ſowohl und zunächſt die 
Regelgrundſätze, als (in $. 2) die Ausnahmeſätze 
habe feſtſtellen, aber in keiner Weiſe an einem Privilegium 
etwas ändern wollen, welches, wie die ganze Konzeſſion, deren 
Theil es iſt, nur auf einen beſondern Fall, nicht auf eine 
Klaſſe von Fällen, auch nicht auf alle Eiſenbahnen, Bezug 
und überdem eine nur vorübergehende Geltung hatte, je nach 
Umſtänden auf 30, 45, 60, 75, 90, 99 Jahre (Artikel 40, 
42). In der That, die dauernden Rechtsſätze gehörten, das 
Privilegium aber gehörte nicht in das Geſetz. 


Ueberdem hätte jede geſetzliche Aufhebung der vertrags— 
mäßigen Steuerfreiheit auf Seite der Centralbahngefellſchaft 
ein Recht auf Entſchädigung begründet. Denn obwohl 
dieſelbe eine ſtaatsrechtliche Seite hat, ſo hat ſie doch zugleich 
eine unverkennbare privatrechtliche Seite, ſie iſt auch ein 
Vermögensrecht der Centralbahngeſellſchaft, welches dieſer 
als Gegenwerth gegen Uebernahme ihrer Verbindlichkeiten 
von dem Staate zugeſtanden wurde. Würde daher der Staat 
aus ſtaatsrechtlichen Gründen die Steuerfreiheit der Central— 
bahngeſellſchaft zerſtören, ſo müßte er ihr zugleich dieſen Ver— 
mögenswerth erſetzen. Die Staatskaſſe könnte daher bei ei— 
ner ſolchen Beſeitigung des Privilegiums keinen Gewinn ein— 
ſtreichen; ſie würde durch das gerichtliche Verfahren genöthigt 
werden, was ſie an Steuer von der Centralbahn gewänne, 
wieder als Entſchädigung an dieſelbe zu vergüten. 


Bedenkt man daher, wie ganz unnütz jede geſetzliche 
Aufhebung dieſer Steuerfreiheit geweſen wäre, ſo wird es 
noch klarer, daß das Stillſchweigen des Geſetzes nicht als 
ein Angriff auf das gewährte Privilegium auszulegen ſei. 
Die Steuerfreiheit der Centralbahngeſellſchaft dauert alſo 
außer und neben dem Steuergeſetze in derſelben Weiſe fort, 
wie ſie urſprünglich gegeben war. 
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4. Die Gründe für die Steuerbefreiung. 


Die allgemeine Verbreitung des Steuerprivilegiums zu 
Gunſten der Eiſenbahnen in faſt allen Kantonen der Schweiz 
deutet ſchon darauf hin, daß demſelben ſehr erhebliche Ur— 
ſachen zu Grunde liegen. Man iſt in der Schweiz nirgends 
geneigt, von der beſtehenden Rechtsgleichheit Ausnahmen zu 
geſtatten, und liebt die Privilegien überhaupt nicht. Wenn 
man ſich trotzdem entſchloſſen hat, ein neues Steuerprivile— 
gium einzuführen, ſo hatte daran die Vorliebe für die Aktio— 
näre, d. h. für die Kapitaliſten, ſicherlich keinen erheblichen 
Antheil, ſondern lediglich die Erwägung, daß das öffentliche 
Intereſſe ſelbſt die Ausnahme erfordere. 


Die Herſtellung von Eiſenbahnen wurde als ein öffent— 
liches Bedürfniß lebhaft empfunden, aber zugleich auch die 
Schwierigkeit, dieſelben auf Staatskoſten zu unternehmen, als 
ein Hinderniß erkannt. Sollte jenes Bedürfniß befriedigt wer— 
den, ſo mußten die Vermögenskräfte der Kapitaliſten herbei— 
gezogen werden. Nur wenn die Privaten ſich entſchloſſen, ihr 
Kapital in Eiſenbahnaktien anzulegen, ſo war die Ausführung 
der Eiſenbahnen möglich. Wollte daher der Staat eine Ei— 
ſenbahn auf ſeinem Gebiete haben, ſo mußte er auch die For— 
derungen und Wünſche der Privaten berückſichtigen, welche 
allein im Stande waren, die Eiſenbahn zu ſchaffen. Deßhalb 
konnte er hier nicht willkürlich dekretiren, er mußte unterhan— 
deln, und das Reſultat der Unterhandlung war die Ueberein— 
kunft des Staates mit der Geſellſchaft und die Konzeſſion des 
erſteren an die letztere. 

Die Privaten wollten zunächſt ihre Kapitalien möglichſt 
ſicher anlegen, der Staat wollte eine Anſtalt erhalten, deren 
Bedürfniß ihm dringlich erſchien und deren Gemeinnützigkeit 
ihm klar war. Indem der Staat für die Eiſenbahn die 
Steuerbefreiung bewilligte, verzichtete er zwar auf eine lau— 
fende Staatseinnahme, aber er erhielt dafür eine Anſtalt 
von großem und bleibendem öffentlichen Werthe. Indem er 
die Bedingungen zugeſtand, unter denen das Privatvermögen 


auch für feine Wünſche flüſſig ward, erreichte er weit mehr, 
als er hingab. Man konnte die Steuerbefreiung der Geſell— 
ſchaft als Gegenwerth betrachten, theils für die unmittelbaren 
Leiſtungen, z. B. für Militärtransporte, theils für die wich— 
tigeren mittelbaren Leiſtungen, zu denen ſich die Geſellſchaft 
gegen den Staat und für die allgemeine Wohlfahrt verbind— 
lich machte, und man fand in dieſer Betrachtung ihre Recht— 
fertigung. 


Immerhin aber bekommt auch bei dieſer Erwägung jene 
Unterſcheidung zwiſchen Kapitalanlage und Betriebs— 
gewinn, welche auf die Faſſung der verſchiedenen Konzeſ— 
ſionen eingewirkt hat, einen guten Sinn. In höherem Grade 
rechtfertigt ſich die Steuerbefreiung, wenn ſie die bloße Ka— 
pitalanlage erleichtert und ſichert, und eben dadurch 
die Herſtellung der Eiſenbahn durch Aktiengeſellſchaften mög— 
lich macht. Wenn aber nicht mehr der Beſtand der Eiſen— 
bahnunternehmung in Frage geſtellt iſt, ſondern die Unter— 
nehmung als eine Geldſpekulation betrachtet wird, und 
anfängt, wie ein anderes Induſtrieetabliſſement, Ge— 
winn zu machen, dann verlieren die Gründe, welche den 
Staat zur Steuerbefreiung bewogen, in demſelben Verhält— 
niſſe an Bedeutung, in welchem die bloßen Privatintereſſen 
der Aktionäre das Uebergewicht erlangen, und die Gründe 
für gleichmäßige Belaſtung mit allen andern Erwerbsanſtal⸗ 
ten werden ſtärker. Mit andern Worten: Es gibt mehr und 
beſſere Gründe für die Befreiung der Eiſenbahngeſellſchaften 
von der Vermögensſteuer, als für die Befreiung derſelben von 
der Erwerbsſteuer. 


5. Größe der Erwerbsſteuerpflicht. 


Wird einmal anerkannt, daß die Centralbahngeſellſchaft 
in Folge ihrer Konzeſſion zwar von der Vermögensſteuer 
(Grundſteuer und Kapitalienſteuer) in dem Kanton Bajel- 
landſchaft befreit iſt, aber mit Bezug auf die Erwerbsſteuer 
ſteuerpflichtig iſt, ſo iſt noch die Größe dieſer Steuerpflicht 
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zu ermitteln. Auf der einen Seite iſt es leichter, den Ge— 
winn einer Eiſenbahngeſellſchaft, als einer anderen Privatge— 
ſellſchaft, zu kontrolliren, weil jene zu öffentlicher Rechnungs— 
ablegung verpflichtet iſt. Auf der andern Seite aber ergeben 
ſich bei Eiſenbahnen, welche mehrere Kantonsgebiete durch— 
ziehen, eigenthümliche Bedenken über das Verhältniß ihrer 
Beſteuerung in jedem Lande. 

Die Eiſenbahnunternehmung iſt ein zur Einheit verbun— 
denes Ganzes, welches ſich nicht willkürlich nach den Kantons— 
gränzen zertheilen läßt. Ob ſie Gewinn mache oder nicht, 
ergibt ſich erſt aus der Geſammtrechnung der ganzen Anſtalt, 
und dieſer Gewinn läßt ſich weder, wenn man auf feine ins 
nere Begründung, noch, wenn man auf ſeine Erhebung ſieht, 
in kantonale Quoten zerlegen. Auf den einen Stationen des 
einen Kantons werden mehr, auf den andern des andern 
Kantons weniger Fahrkarten erhoben, ohne daß man daraus 
ſchließen darf, daß das zweite Gebiet weniger erheblich ſei 
für den Erwerb, als das erſtere. Das baſellandſchaftliche 
Gebiet wird in gleicher Weiſe von der Unternehmung ausge— 
beutet, wenn ein Reiſender ein Fahrbillet von Baſel nach 
Olten kauft, wie wenn zwei Reiſende, der eine in Lieſtal eine 
Fahrkarte nach Baſel und der andere in Lieſtal eine Fahrkarte 
nach Olten löſen. Die großen Knoten-Endpunkte des Ver⸗ 
kehres find freilich von größerer Bedeutung, als die Zwiſchen⸗ 
ſtationen, durch welche die Perſonen und Waaren nur in 
Maſſe hindurchgehen, welche wenig neuen Zufluß eröffnen. 
Aber es iſt für die gewöhnliche Rechnung unmöglich, dieſes 
Verhältniß mit Sicherheit zu beſtimmen, und viel zu ſchwie— 
rig, den Einfluß genau und richtig zu bemeſſen, welchen das— 
ſelbe auf die Betheiligung der verſchiedenen Kantonalgebiete 
an dem Geſammterwerbe hat. 

Wenn daher nicht durch die Verträge, ſei es unter den 
Kantonen, ſei es mit der Geſellſchaft etwas Anderes beſtimmt 
iſt, ſo bleibt es immerhin der einfachſte und praktiſch vorzüg— 
lichſte Ausweg, wie das auch ohnehin in den Rechnungen der 
Eiſenbahngeſellſchaften üblich iſt, die Geſammteinnahme und 
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demgemäß auch den jteuerpflichtigen Erwerb nach Verhältniß 
der Ausdehnung der Bahnſtrecke (X Franken auf je einen Ki— 
lometer) zu berechnen und jedem Kanton ſoviel davon zur 
Beſteuerung zu unterwerfen, als Kilometer der Bahn in ſein 
Gebiet fallen. 

Als ſteuerpflichtiger Erwerb darf aber natürlich nicht die 
ganze Einnahme der Eiſenbahngeſellſchaft, auch nicht nach 
Abzug der Betriebskoſten, angeſehen werden, ſondern es ſind 
von derſelben überdem die Zinſe des Aktienkapitals vorerſt 
abzuziehen. Die verliehene Steuerbefreiung für den Vermö— 
genswerth der Bahn, der Gebäude und des Betriebsmateriales 
umfaßt ſelbſtverſtändlich auch die Zinſe, welche dieſe Kapita— 
lien abwerfen, wie umgekehrt die Steuer für die Kapitalien 
regelmäßig von den Zinſen derſelben beſtritten wird. Wie 
die Beſteuerung der Kapitalien die Zinſe mitbegreift und von 
der Einkommen- und Erwerbsſteuer befreit, — Verordnung 
über den Einzug der Vermögens-, Einkommen- und Erwerbs— 
ſteuer vom 16. Dezember 1859, $. 9: „Der Steuer auf 
Einkommen und Erwerb ſind Zinſe von ſchon verſteuerten 
Kapitalien nicht unterworfen“ —; ebenſo muß die Steuer— 
befreiung des Kapitales auch die Zinſe deſſelben mit um— 
faſſen. Nur was über die Betriebskoſten und über die Ver— 
zinſung des Kapitales hinaus, wobei der durchſchnittliche 
landesübliche Zinsfuß von Kapitalanlagen als Maß⸗ 
ſtab dient, vorſchießt, iſt als ſteuerpflichtiger Erwerb 
anzuſehen und zu behandeln. 


6. Ein Bedenken von Dietzel. 


In einer vor Kurzem (Köln 1859) erſchienenen Schrift 
hat Dr. E. Dietzel den Verſuch gemacht, im Intereſſe der 
rheiniſch-weſtphäliſchen Aktiengeſellſchaft die Steuerpflicht der— 
ſelben bezüglich der Gemeindeſteuern einer Kritik zu unter— 
werfen. Durch das preußiſche Aktienſteuergeſetz vom 18. No— 
vember 1857 nämlich werden die Aktiengeſellſchaften auch zu 
Gunſten der Gemeinden einer Steuer unterworfen. Dieſem 
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Grundſatze tritt er mit der Behauptung entgegen, daß eine 
Beſteuerung einerſeits der Aktiengeſellſchaft für ihr Einkom— 
men und anderſeits der Aktionäre für dasſelbe Einkommen 
widerrechtlich ſei, indem die Aktiengeſellſchaft nichts anderes, 
als die Verbindung der Aktionäre ſei, dieſe folglich für das— 
ſelbe Einkommen zweimal beſteuert würden. 

Alles hängt davon ab, ob die Aktiengeſellſchaft in wirth— 
ſchaftlicher und rechtlicher Beziehung als eine beſondere 
Perſönlichkeit aufzufaſſen oder nur als die Summe der 
vielen Einzelperſonen zu betrachten ſei, welche Aktionäre ge— 
worden ſind. Iſt ſie eine Perſon mit einer ihr angehörigen 
Wirthſchaft und einem ihr eigenthümlichen Vermögen, ſo hat 
ſie ein Einkommen und iſt — abgeſehen von Privilegien — 
dafür ſteuerpflichtig. Iſt ſie keine beſondere Perſon, ſo kann 
ſie auch kein Einkommen haben und iſt dann nicht ſteuer— 
pflichtig. 

Die Einkommen- und Erwerbsſteuer belaſtet nicht das 
Geld, welches als Einkommen von einer Hand in die andere 
geht, ſondern die Perſon, bei welcher jenes Geld, wenn auch 
nur vorübergehend, zu Einkommen und Erwerb geworden iſt. 
Es kann daher nicht von einer zweimaligen Beſteuerung desſel— 
ben Einkommens geſprochen werden, wenn dieſelbe Summe zwei— 
mal in zwei verſchiedenen Wirthſchaften und mit Bezug auf zwei 
verſchiedene Perſonen als Einkommen erſcheint, ſondern es 
werden mit Recht von dieſen beiden Perſonen zwei Steuern 
erhoben. Wenn ein Beamter ein Jahreseinkommen von 2000 
Franken hat, ſo muß er dieſe 2000 Fr. verſteuern, und der 
Schneider, der Bäcker, der Metzger u. ſ. f., welche von jenen 
2000 Fr. für Kleider, Brod und Fleiſch jeder vielleicht jähr— 
lich 200 Fr. empfangen, können nicht bei Berechnung ihrer 
Erwerbſteuer dieſe Summe deßhalb in Abrechnung bringen, 
weil ſie ſchon einmal als Einkommen des Beamten verſteuert 
ſei. Wohl iſt es dieſelbe Summe und dasſelbe Geld, aber 
das eine Mal bilden Summe und Geld einen Beſtandtheil 
der Einkünfte eines Beamten, das andere Mal einen Beſtand— 
theil des Erwerbes der Handwerker. Inſofern iſt es nicht 
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mehr dieſelbe Summe und nicht mehr dasſelbe Geld. Gerade 
ſo gehen die chemiſchen Elemente durch neue Verbindungen 
und Trennungen in verſchiedene Körper von Menſchen oder 
Thieren über, und werden immer wieder als Theile der Kör— 
per behandelt, mit denen ſie in jedem Momente verbunden 
erſcheinen. Wenn der Hecht die Karpfe oder der Menſch 
das Ochſenfleiſch verſpeist hat, ſo haben das Fleiſch des 
Karpfen und des Ochſen aufgehört, Theile des Karpfen oder 
des Ochſen zu ſein und ſind zu Körpertheilen des Hechtes 
oder des Menſchen geworden. 

Daß nun aber die Aktiengeſellſchaft im Rechtsverkehre 
als eine beſondere von den Einzelperſonen, die Aktien haben 
und daher Aktionäre ſind, verſchiedene Perſönlichkeit erſcheine, 
das wird bei unbefangener Prüfung Jedem klar. Die Aktien⸗ 
geſellſchaft hat einen Namen, unter dem fie in das Verkehrs- 
leben eintritt, der verſchieden iſt von dem Namen der Aktio⸗ 
näre; ſie hat ein ihr eigenes Domizil, das nicht mit dem Wohn⸗ 
orte der Aktionäre zuſammenfällt, ſie hat Organe eines Ge— 
ſammtwillens, deſſen Inhalt und Aeußerung verſchieden iſt 
von dem Sonderwillen der Individuen, ohne deren Beihülfe 
und Mitwirkung freilich jene Organe (Direktion, Verſamm⸗ 
lung der Aktionäre) nicht wirkſam ſind; ſie erwirbt Eigen⸗ 
thum, das ganz getrennt iſt von dem Privateigenthume der 
Individuen, und Forderungen, die nur ihr als Gläubiger zu⸗ 
ſtehen; ſie kontrahirt Schulden, für welche ſie allein, und nicht 
die einzelnen Aktienbeſitzer belangt werden können, welche nur 
an dem Aktienvermögen, nicht an dem Privatvermögen der 
Aktionäre haften. 

Allerdings beſteht zwiſchen der Aktiengeſellſchaft und ei— 
nem Kollegium oder einer Stiftung der erhebliche Unterſchied, 
daß das Vermögen jener in Theilrechte, Aktien, zerlegt iſt, 
das Vermögen dieſer ohne Theilrechte als eine abſolut ein— 
heitliche Maſſe erſcheint, ſowie daß die Aktiengeſellſchaft aus 
Aktionären zuſammengeſetzt iſt, in dem Kollegium dagegen 
oder bei der Stiftung von den einzelnen Menſchen, deren auch 
ſie zu ihrer Exiſtenz und zu ihrem Leben bedürfen, gänzlich 
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und ſo vollſtändig abgeſehen wird, als ob keine fortwirkende 
Beziehung wäre zwiſchen der idealen Perſon des für ſich be— 
ſtehenden Ganzen und den realen Perſonen, welche dem Gan— 
zen als Elemente und als Werkzeuge dienen. Mit einem 
Worte: Die Aktiengeſellſchaft iſt eine relative, das Kollegium 
oder die Stiftung eine abſolute Perſönlichkeit. 

Indem wir dieſen Unterſchied anerkennen, dürfen wir 
uns aber nicht durch Dietzel verleiten laſſen, die relative Per— 
ſönlichkeit der Aktiengeſellſchaft in die Perſonen der Aktionäre 
aufzulöſen und dem Aktienvermögen keine Einheit und keine 
Beſonderheit zuzuſchreiben, ſondern dasſelbe nur als eine 
Summe von Beſtandtheilen des Individualvermögens der ein— 
zelnen Aktionäre aufzufaſſen. Die einzelne Aktie iſt wohl 
ein Vermögensſtück der phyſiſchen Perſon, welche Aktionär ge— 
worden iſt. Aber das Aktienvermögen als ein Ganzes iſt zu— 
nächſt Vermögen der Einen genoſſenſchaftlichen 
Körperſchaft, die wir Aktiengeſellſchaft heißen und nicht 
der phyſiſchen Perſonen, aus denen ſie in jedem Momente zu— 
ſammengeſetzt iſt. Die Individuen der Aktionäre können 
wechſeln, einige derſelben können ganz ausfallen, eine große 
Zahl derſelben kann — wie bei den Inhaberaktien — ganz 
unbekannt ſein, das Aktienvermögen verbleibt trotz allen die— 
ſen Wechſeln und individuellen Zweifeln immer derſelben 
Einen Geſammtperſon. 

Was von dem juriſtiſchen Charakter der Aktiengeſellſchaft 
gilt, das gilt auch von dem wirthſchaftlichen Charakter 
derſelben. Die Eiſenbahn mit ihren Gebäuden, ihrem Mobi— 
liar, ihrem Betrieb, iſt ein in ſich verbundenes wirthſchaft— 
liches Ganzes, welches völlig verſchieden iſt von der Pri— 
vatwirthſchaft der Individuen, die gerade als Aktionäre bei 
derſelben betheiligt ſind; und weil ſie ein ſolches Ganzes iſt, 
ſo wird ſie auch von dem Staate, welcher die Steuern auf— 
legt, als eine beſondere Wirthſchaft behandelt. 

Wenn in Folge dieſer Wirthſchaft Gewinn erworben 
wird, ſo fällt dieſer Gewinn zunächſt in die Kaſſe der Aktien— 
geſellſchaft. Er iſt vorerſt Erwerb der Aktiengeſellſchaft, und 
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nicht der Individuen, welche Aktien beſitzen. Deßhalb unter— 
liegt der Erwerb auch an dieſem Orte, wo er als Gewinn 
einer Perſönlichkeit und einer beſondern Wirthſchaft greifbar 
und ſichtbar wird, der öffentlichen Beſteuerung, welche allen 
Erwerb aller im Lande befindlichen Perſonen betrifft. 

Eher ließen ſich daher noch für die Befreiung der Ak— 
tionäre von der betreffenden Erwerbſteuer, ſoweit der Erwerb 
der Aktiengeſellſchaft zur Vertheilung gekommen und als An— 
theil in ihrem Einkommen wieder zu finden iſt, Gründe fin— 
den, als für die Befreiung der Aktiengeſellſchaft von der Er— 
werbſteuer. Aber theils iſt hier die Befreiung der Aktionäre 
nicht in Frage, theils wird auch in dieſer Hinſicht die Unter— 
ſcheidung der einzelnen Individuen mit ihrer Privatwirthſchaft 
und ihrem Privateinkommen auf der einen Seite und der 
Aktiengeſellſchaft als einer Geſammtperſon mit einer beſon— 
dern Geſammtwirthſchaft auf der andern Seite die zweimalige 
Beſteuerung rechtfertigen. 


Die erſte Frage über die Erwerbsſteuerpflicht der Cen— 
tralbahn-Geſellſchaft iſt demgemäß bejahend zu beantworten. 


II. Welche Behörden find kompetent, in einem 
Konflikte mit der Centralbahngeſellſchaft über 
ihre Steuerpflicht maßgebend zu entſcheiden? 


Um die erſte Frage über die Steuerpflicht der Central— 
bahngeſellſchaft zu beantworten, mußten wir dieſelbe in die 
zwei Fragen auflöſen: Kommt das geſetzliche Regelrecht zur 
Anwendung? Oder iſt zu Gunſten der Centralbahngeſellſchaft 
eine vertragsmäßige Ausnahme gemacht? 

Ganz ebenſo löst ſich die zweite Frage wieder in die bei— 
den Fragen auf: Kommt die allgemeine baſellandſchaftliche 
Geſetzgebung über die Erledigung von Steuerfragen und über 
das Zwangsverfahren zur Anwendung? 

Oder kann die Centralbahngeſellſchaft einen ausnahms— 
weiſen Richter und ein ausnahmsweiſes Verfahren anſprechen? 

Nach der obigen Ausführung hat die Centralbahngeſell— 
ſchaft wohl ein Recht auf Steuerbefreiung von der Vermö— 
gensſteuer, aber keines auf Steuerbefreiung von der Er— 
werbsſteuer. Vielmehr hat in letzterer Beziehung der Ver— 
trag nichts an dem allgemeinen Rechte geändert. Wird dieſe 
Beurtheilung der Sache als richtig vorausgeſetzt, jo folgt dar— 
aus, daß die Centralbahngeſellſchaft für ihre Erwerbsſteuer 
ganz denſelben Geſetzen und Verordnungen bezüglich 

a) Der Selbſttaxation für den ſteuerpflichtigen Erwerb, 
b) Der Reviſion und Entſcheidung durch die Verwaltungs— 
und Regierungsbehörden, 
e) Des Einzugverfahrens, 
unterworfen ſei, wie alle andern ſteuerpflichtigen Ein— 
wohner von Baſellandſchaft. 
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Der Artikel 4 der Konzeſſion ändert daran nichts. Wenn 
derſelbe am Schluſſe erklärt: 

„Die Geſellſchaft ſteht, ſoweit ſie der Jurisdiktion des 
Kantons Baſellandſchaft unterworfen iſt, unter der dortigen 
Geſetzgebung“, ſo iſt unter dem Ausdrucke Jurisdiktion ge⸗ 
wiß nicht bloß die Gerichtsbarkeit im engern Sinne ge⸗ 
meint, ſondern die ganze öffentliche Rechtsgewalt 
überhaupt, auch der Polizei und der Verwaltung zu verſtehen. 
Die Konzeſſion konnte unmöglich gewillt ſein, nur die Kom— 
petenz der baſellandſchaftlichen Gerichte zu wahren, aber die 
der Regierungsbehörden Preis zu geben, und ebenſo wenig 
diejenigen Geſetze, welche von den Gerichten gewahrt werden, 
aber nicht diejenigen, welche von der Verwaltung gehandhabt 
werden, der Geſellſchaft zur Beachtung vorzuſchreiben. 

Wenn aber in dieſem Artikel 4 Lieſtal als Domizil der 
Centralbahngeſellſchaft „für ihre Rechtsverhältniſſe im Kanton 
Baſellandſchaft“ bezeichnet und beigefügt wird: „in deſſen Ge- 
richtsſprengel ſie für perſönliche Klagen belangbar iſt“, ſo iſt 
der Zweck dieſer Beſtimmung kein anderer, als die Anwen⸗ 
dung des baſellandſchaftlichen Rechtes beſſer zu ſichern. Da 
der Hauptſitz der Geſellſchaft anerkannter Maßen in der 
Stadt Baſel iſt, ſo mußte man fürchten, wenn nur dort die 
Geſellſchaft belangt werden könnte, daß die Gerichte und die 
Behörden überhaupt von Baſelſtadt das in Baſellandſchaft gel- 
tende Recht zu wenig beachten würden. Galt nur das Do: 
mizil Baſel, ſo wurden alle Einwohner von Baſelland wie 
die baſellandſchaftlichen Behörden verhindert, ihre Forderun⸗ 
gen an die Geſellſchaft in ihrem Lande einzuklagen, und ges 
nöthigt, außerhalb des Kantons zu gehen, um in Baſel ihr 
Recht zu ſuchen. Um dieſe Uebel zu korrigiren, wurde die 
Geſellſchaft angehalten, für alle Rechtsverhältniſſe im Kanton 
Baſellandſchaft ein zweites (ſekundäres) Domizil innerhalb 
des Kantons Baſellandſchaft zu nehmen. Auch für die Steuer— 
forderung des Kantons Baſellandſchaft an die Geſellſchaft iſt 
daher nach Artikel 4 Lieſtal als Domizil der letzteren zu 
betrachten. 
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Durch die Erwähnung des „Gerichtsſprengels“ von 
Lieſtal wird lediglich der Gerichtsſtand des Wohnortes 
für Civilforderungen, z. B. von Handwerkern für die Bauten 
der Centralbahn ebenſo bezeichnet, wie für dingliche Civilkla— 
gen, z. B. für Servitutanſprachen an einen beſtimmten Theil 
des Bahnkörpers der „Gerichtsſtand der belegenen 
Sache“ in demſelben Artikel 4 vorbehalten wird. In keiner 
Weiſe aber ſollte damit die Gerichtskompetenz der Lieſta⸗ 
ler Gerichte auf Gegenſtände ausgedehnt werden, welche nach 
den baſellandſchaftlichen Geſetzen nicht als Rechtsſachen vor 
die Gerichte, ſondern als Verwaltungsſtreitigkeiten vor die 
Verwaltungsbehörden gehören. Der Artikel 4 ändert nichts 
an den geſetzlichen Kompetenzen; er ſichert blos die Unter— 
ordnung einer über das kantonale Gebiet hinausreichenden 
Geſellſchaft unter die Geſetze von Baſellandſchaft. 


Aber wird nicht durch Artikel 43 des Konzeſſions— 
aktes ausnahmsweiſe ein ſchieds gerichtliches Verfah— 
ren für Streitigkeiten zwiſchen der Kantonsregierung von 
Baſellandſchaft und der Centralbahngeſellſchaft feſtgeſetzt und 
durch dieſe vertrags mäßige Anordnung die gewöhn— 
liche Kompetenz der ordentlichen Behörden und Gerichte be— 
ſeitigt? 


Der Artikel 43 lautet: 


„Streitigkeiten zivilrechtlicher Natur, welche in Hinſicht 
auf die Auslegung des gegenwärtigen Konzeſſionsaktes zwi— 
ſchen der Kantonsregierung und der Geſellſchaft entſtehen 
ſollten, unterliegen ebenfalls der Entſcheidung durch ein 
Schiedsgericht, wie ſolches im Artikel 40 vorgeſchrieben iſt 
und zwar ohne Weiterziehung. 


„Diejenigen Entſcheidungen, welche durch gegenwärti— 
gen Konzeſſionsakt dem Regierungsrathe vorbehalten ſind 
(Art. 9, 10, 12, 15 und 20), werden durch dieſe Beſtim— 
mung nicht beſchlagen.“ 
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Dieſer Artikel ordnet wirklich ein ausnahmsweiſes 
Verfahren vor Schiedsgericht, mit Ausſchließung der 
ordentlichen Gerichte an. Zwar nicht für alle Differenzen 
zwiſchen der Regierung und der Geſellſchaft überhaupt. 
Vielmehr wird insbeſondere die entſcheidende Kompe— 
tenz der erſteren durch den Schlußſatz bezüglich 

a) der Genehmigung der Bauplane und der Beſtimmung 
der Stationen und Haltſtellen (Art. 9), 

b) der Vorſchriften zum Schutze der übrigen Straßen, 
Brücken, Waſſerleitungen u. ſ. f., wo der Bau der Ei— 
ſenbahn darauf Einwirkung übt (Art. 10), 

e) der Sorge für die öffentliche Sicherheit bei dem Bau 
und Betriebe der Bahn (Art. 12), 

d) der Forderung eines zweiten Geleiſes (Art. 15), 

e) der Aufſicht über den Unterhalt der Bahn (Art. 20), 

ausdrücklich vorbehalten. 


Dagegen werden „die Streitigkeiten zivilrechtlicher 
Natur, welche in Hinſicht auf die Auslegung des Konzeſſions⸗ 
aktes“ zwiſchen der Regierung und der Geſellſchaft entſtehen, 
der Entſcheidung durch ein Schiedsgericht unterworfen. 


Schon früher wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Steuerbefreiung, welche durch die Konzeſſion der Central— 
bahngeſellſchaft ertheilt iſt, habe dieſelbe nun einen engeren 
oder einen weiteren Umfang, beziehe ſie ſich nur auf das 
Vermögen oder auch auf den Erwerb, eine ſtaatsrechtliche 
und eine privatrechtliche Seite habe. Die Regel der 
Steuerpflicht hat zunächſt eine ſtaatsrechtliche Begründung 
und einen ſtaatsrechtlichen Zweck. Aber ſoweit die Ausnahme 
von der Regel durch eine Uebereinkunft begründet wird, 
ſoweit dieſelbe im Zuſammenhang ſteht mit anderen ökono— 
miſchen Leiſtungen von Privaten, zu denen dieſe ſtaatsrecht— 
lich nicht verpflichtet wären, ſoweit dieſelbe einen einer Pri— 
vatgeſellſchaft zugeſicherten Vermögenswerth hat; 
ſoweit hat ſie offenbar eine privatrechtliche Natur. 
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Wenn daher die Centralbahngeſellſchaft behauptet, ihre 
vertragsmäßige Steuerbefreiung beziehe ſich auch auf den 
Erwerb, nicht bloß auf das Vermögen, ſo kann ich mir nicht 
denken, daß ſie dieſe Behauptung ſtaatsrechtlich begründe. 
Vielmehr wird ſie dieſelbe aus dem Konzeſſionsakte, welcher 
zu großem Theile den Charakter einer Uebereinkunft, eines 
Vertrages hat, herleiten und als ihr wohlerworbenes Brivat- 
recht anſprechen, d. h. es wird von ihr „eine Streitigkeit 
civilrechtlicher Natur in Hinſicht auf die Auslegung des ge⸗ 
genwärtigen Konzeſſionsaktes“ erhoben. 


Nun iſt es bekannt, daß die Frage der Kompetenz nicht 
davon abhängt, ob eine Klage begründet oder unbegründet 
ſei, ſondern davon, was für einen formellen Charakter die 
vielleicht ganz unbegründete Klage habe; von welcher formel— 
len Beſchaffenheit der Rechtsgrund ſei, auf den ſich die Klage 
ſtützt und welchen Zweck fie verfolge. Wird z. B. von A 
eine Geldforderung gegen B aus dem Grunde des Darlehens 
erhoben, ſo iſt das Civilgericht kompetent, obwohl A niemals 
dem B ein Darlehen gemacht hat. Wird von C eine Eigen— 
thumsanſprache auf ein Grundſtück gerichtet, das im Beſitze 
des D iſt, ſo iſt das Gericht der belegenen Sache kompetent, 
ungeachtet C nicht Eigenthümer iſt. 


Daraus folgt: Die Kompetenz des Schiedsgerichtes hängt 
nicht davon ab, ob der zivilrechtliche Anſpruch der Geſell— 
ſchaft auf Steuerfreiheit begründet oder unbegründet ſei, nicht 
davon, ob die Auslegung, welche die Geſellſchaft dem Artikel 
36 der Konzeſſion gibt, richtig oder unrichtig ſei. Weil die 
Begründung und die Natur ihrer Klage zivilrechtlich iſt, 
und die Auslegung des Vertrages betrifft, ſo iſt das Schieds— 
gericht kompetent. Die Regierung kann die Forderung 
der Geſellſchaft und die Auslegung, welche dieſe dem Ver— 
trage gibt, beſtreiten, aber ſie muß vertragsmäßig vor dem 
Schiedsgerichte antworten. Das Schiedsgericht kann die Klage 
als unbegründet abweiſen, aber es kann nicht ſeine Kom— 
petenz ablehnen, über die Frage zu entſcheiden. 
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Die zweite Frage wird daher meines Erachtens durch 

folgende zwei Sätze beantwortet: 

1. Die Streitigkeit zwiſchen der Centralbahngeſellſchaft 
und der Regierung von Baſellandſchaft über die 
vertragsmäßige Ausdehnung der Steuerfreiheit 
auch auf die Erwerbsſteuer gehört an das in der 
Konzeſſion näher beſtimmte Schiedsgericht. 

2. Wenn aber, ſei es durch ſchiedsrichterliches Urtheil, 
ſei es durch freiwilliges Zugeſtändniß der Gentral- 
bahngeſellſchaft anerkannt iſt, daß die Steuerbefrei— 
ung ſich nicht auf die Erwerbsfteuer beziehe, 
dann iſt damit auch die Geltung des gemein— 
ſamen baſellandſchaftlichen Rechtes für die 
nähere Beſtimmung und Anwendung der Erwerbs— 
ſteuer begründet, und dafür find die baſel land- 
ſchaftlichen Verwaltungsbehörden ganz 
ebenſo kompetent, wie für die Erwerbs— 
ſteuer anderer Einwohner. 


III. Uach welchem Verfahren hat fid die Voll- 
ziehung eines die ſchweizeriſche Centralbahn 
verurtheilenden Entſcheides zu richten, ob nach 
den für Steuerforderungen aufgeftellten bafel- 
landſchaftlichen Exekutionsvorſchriften oder 
nach dem ordentlichen Vetreibungsverfahren? 


In der Beantwortung der zweiten Frage iſt die Antwort 
auf dieſe dritte ſchon enthalten. 

Hat einmal das Schiedsgericht die vermeintliche Steuer— 
befreiung der Centralbahngeſellſchaft bezüglich der Erwerbs— 
ſteuer verworfen, ſo iſt damit zugleich ausgeſprochen, daß 
dieſe Geſellſchaft in dieſer Hinſicht kein Privilegium habe vor 
anderen Einwohnern des Kantons, und daß folglich das 
gleiche Verfahren für ſie wie für alle anderen Steuerpflichti— 
gen zur Anwendung komme. 

Das Schiedsgericht iſt nur kompetent, das behaup— 
tete Ausnahmsrecht der Steuerbefreiung entwe— 
der anzuerkennen oder zu verwerfen; denn nur das 
iſt eine privatrechtliche Streitigkeit zwiſchen der Geſellſchaft 
und der Regierung. Das Schiedsgericht iſt aber nicht 
mehr kompetent, ſoweit nach ſeinem Urtheile kein ver— 
tragsmäßiges Ausnahmsrecht vorhanden iſt, folglich in dem 
Bereiche des öffentlichen Regelrechtes allfällige 
Differenzen über die Beſtimmung der Steuer zu entſcheiden, 
und ihre Erhebungsart zu ordnen. Wo das beſondere Ver— 
tragsrecht aufhört, da beginnt das gemeine und gleiche Recht 
für Alle, da kann auch die Centralbahngeſellſchaft keinerlei 
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Vorzugsrecht anſprechen. Wenn daher im Kanton Baſelland— 
ſchaft die Steuern nicht nach dem ordentlichen Betreibungs— 
verfahren für Privatſchulden, ſondern nach beſondern Exeku— 
tionsvorſchriften eingetrieben werden, ſo iſt unter der Voraus— 
ſetzung, daß die Behauptung einer Steuerbefreiung für un— 
begründet erklärt worden ſei, keinerlei Grund vorhanden, um 
dieſe Exekutionsvorſchriften nicht in gleicher Weiſe auf die in 
Lieſtal domizilirende Geſellſchaft anzuwenden, wie auf jeden 
anderen erwerbsſteuerpflichtigen Einwohner von Lieſtal. 
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In obigem Rechtsgutachten habe ich meine rechtliche 
Ueberzeugung über die Fragen ausgeſprochen, mit deren 
Vorlage mich der hohe Regierungsrath des Kantons Baſel— 
landſchaft beehrt hat, und bezeuge ſolche mit meiner Une 
terſchrift. 


München, den 24. Oktober 1860. 


Dr. Bluntſchli. 
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